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o
o                   o
1.
Annahme der Tagesordnung


Dok.
15945/08 OJ/CONS 65 TRANS 411 TELECOM 207 ENER 401

Der Rat nahm die vorgenannte Tagesordnung an.

2.
Annahme der Liste der A-Punkte



Dok.
16057/08 PTS A 57

Der Rat nahm die in Dokument 16057/08 enthaltenen A-Punkte an.

3.
Überprüfung des Rechtsrahmens der EU für elektronische Kommunikationsnetze und ‑dienste

a)
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände​rung der Richtlinie 2002/21/EG über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und ‑dienste, der Richtlinie 2002/19/EG über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrich​tungen sowie deren Zusammenschaltung und der Richtlinie 2002/20/EG über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und ‑dienste
· Politische Einigung

(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäfts​ordnung des Rates)

Dok.
15379/07 TELECOM 150 MI 297 COMPET 391 CONSOM 132 CODEC 1294
+ COR 1
15424/08 TELECOM 187 MI 429 COMPET 458 CONSOM 171 CODEC 1510
15695/08 TELECOM 194 MI 441 COMPET 473 CONSOM 174 CODEC 1543
15702/08 TELECOM 195 MI 442 COMPET 474 CONSOM 175 CODEC 1544
15758/08 TELECOM 197 MI 447 COMPET 482 CONSOM 176 CODEC 1552

Der Rat erzielte eine politische Einigung auf der Grundlage der Dokumente 17009/08 (Rahmenrichtlinie), 17007/08 (Genehmigungsrichtlinie) und 17006/08 (Zugangs​richtlinie).

b)
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände​rung der Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten, der Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation und der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz
· Politische Einigung

(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsord​nung des Rates)

Dok.
15387/07 TELECOM 151 MI 298 COMPET 392 DATAPROTECT 50 CONSOM 133 CODEC 1297
15422/08 TELECOM 186 MI 427 COMPET 456 DATAPROTECT 88 CONSOM 170 CODEC 1507
15896/08 TELECOM 201 MI 458 COMPET 488 DATAPROTECT 93 CONSOM 180 CODEC 1579
15899/08 TELECOM 203 MI 460 COMPET 490 DATAPROTECT 94 CONSOM 182 CODEC 1582

Der Rat erzielte eine politische Einigung auf der Grundlage der Dokumente 17011/08 (Universaldienstrichtlinie) und 17014/08 (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation).

c)
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung der Europäischen Behörde für die Märkte der elektronischen Kommunikation
· Politische Einigung

(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsord​nung des Rates)

Dok.
15408/07 TELECOM 153 MI 299 COMPET 393 DATAPROTECT 51 CONSOM 134 CAB 46 CODEC 1298
+ REV 1 (bg)
15419/08 TELECOM 185 MI 426 COMPET 453 DATAPROTECT 87 CONSOM 169 CAB 54 CODEC 1506
15901/08 TELECOM 204 MI 461 COMPET 491 DATAPROTECT 95 CONSOM 183 CAB 56 CODEC 1584

Der Rat erzielte eine politische Einigung auf der Grundlage des Dokuments 17019/08.

In der Anlage sind Erklärungen Schwedens und des Vereinigten Königreichs, der Kommis​sion und der Niederlande zu den drei Vorschlägen wiedergegeben.

4.
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände​rung der Verordnung (EG) Nr. 717/2007 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunk​netzen in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 2002/21/EG über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und ‑dienste
· Allgemeine Ausrichtung

(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
13531/08 TELECOM 140 COMPET 357 MI 331 CONSOM 129 CODEC 1226
+ ADD 2
15898/08 TELECOM 202 COMPET 489 MI 459 CONSOM 181 CODEC 1581
Der Rat legte eine allgemeine Ausrichtung zu dem in Dokument 15898/08 wiedergegebenen Kompromisstext des Vorsitzes fest.

5.
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die zweite regelmäßige Überprüfung des Umfangs des Universaldienstes in elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten gemäß Artikel 15 der Richtlinie 2002/22/EG
· Erläuterungen der Kommission

· Gedankenaustausch

Dok.
13775/08 TELECOM 149

15116/08 TELECOM 180
Der Rat nahm die von der Kommission vorgelegte Mitteilung zur Kenntnis und führte einen Gedankenaustausch auf der Grundlage der in Dokument 15116/08 enthaltenen Leitlinien.

6.
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über künftige Netze und das Internet
· Annahme von Schlussfolgerungen des Rates

Dok.
13737/08 TELECOM 145 COMPET 375 DATAPROTECT 68

15902/08 TELECOM 205 COMPET 492 DATAPROTECT 96
Der Rat nahm die in Dokument 16616/08 enthaltenen Schlussfolgerungen an.

7.
Sonstiges
Unter "Sonstiges" wurde kein Punkt zur Sprache gebracht.

________________________

ANLAGE

ERKLÄRUNGEN FÜR DAS RATSPROTOKOLL

zu TOP 3 Buchstaben a, b und c

ERKLÄRUNG DER SCHWEDISCHEN UND DER BRITISCHEN REGIERUNG

ZU DER RICHTLINIE "BESSERE RECHTSETZUNG" – ÜBERPRÜFUNG DES RECHTSRAHMENS FÜR ELEKTRONISCHE KOMMUNIKATION

"Die Minister Schwedens und des Vereinigten Königreichs haben sich bei der Abstimmung im Rat über die Richtlinie "Bessere Rechtsetzung" am 27. November 2008 der Stimme enthalten, damit die zweite Lesung der Überprüfung des Rechtsrahmens für die elektronische Kommunikation beginnen kann. Wir haben damit dem jüngsten Schreiben der Berichterstatter und Ausschussvorsitzenden des Europäischen Parlaments entsprochen, die alle Minister gebeten hatten, ihnen die Aufnahme von Beratungen mit dem Vorsitz und der Kommission zu ermöglichen. Wir werden weiterhin eng mit dem französischen und dem tschechischen Vorsitz zusammenarbeiten.

Beide Regierungen haben jedoch weiterhin erhebliche Bedenken zu den derzeitigen Texten des Rates, und sie werden sich um Verbesserungen in folgenden Bereichen bemühen:

· Die Frequenzverwaltung durch die Mitgliedstaaten sollte den Grundsätzen der Dienst- und Tech​nologieneutralität folgen; ihr sollten nicht dadurch Restriktionen auferlegt werden, dass der ITU-Vollzugsordnung für den Funkdienst (ITU: Internationale Fernmeldeunion) in euro​päischem Recht rechtlicher Vorrang eingeräumt wird (Artikel 9 der Rahmenrichtlinie).

· Der Frequenzhandel sollte im Hinblick auf das doppelte Notifizierungsverfahren so flexibel gestaltet werden, dass die Mitgliedstaaten – entsprechend der angestrebten Verringerung des Regelungsaufwands – Ermessensspielraum haben, wenn sie Marktteilnehmern Notifizie​rungsanforderungen auferlegen. (Artikel 9b der Rahmenrichtlinie).

· Allgemeingenehmigungen für die Frequenznutzung; hier befürchten wir, dass es für die Mit​gliedstaaten nach dem derzeitigen Text schwieriger (und nicht leichter wie nach dem Kom​missionsvorschlag) wird, Allgemeingenehmigungen anstelle von Einzelgenehmigungen zu erteilen, wenn dies effizienter ist (Artikel 5 der Genehmigungsrichtlinie).

· Regulatorische Grundsätze für Investitionen in Netze der nächsten Generation, die der Not​wen​digkeit einer Investitionsrendite Rechnung tragen, aber den Grundsätzen des Wettbewerbs folgen und faire Zugangsverpflichtungen vorsehen. (Artikel 8 und 13 der Rahmenrichtlinie und Zugangsrichtlinie). 

· Die Trennung der Funktionsbereiche ist weiterhin als Abhilfemaßnahme vorgesehen, die auf na​tionalen Märkten angewendet werden kann, wenn die Mitgliedstaaten dies für die geeig​netste Lösung halten, ohne dass sich unangemessene Hemmnisse ergeben oder lange Fristen ihre Anwendung einschränken. (Artikel 13 der Zugangsrichtlinie).

Außerdem sind wir weiterhin der Auffassung, dass es wichtig ist, die folgenden beiden Punkte weiter zu entwickeln, um den Binnenmarkt zu stärken und die Anwendung des Rechtsrahmens zu vereinheitlichen. 

· Unabhängige nationale Regulierungsbehörden, die vom Alltagsdruck des politischen Geschäfts losgelöst sind und Distanz zu den Marktteilnehmern wahren. Wir sprechen uns für eine Angleichung an den Text für den Energiebereich aus, über den sich das Europäische Parlament, die Kommission und die Mitgliedstaaten bereits geeinigt haben. (Artikel 3 der Rahmenrichtlinie).

· Ausdehnung des Vetorechts der Kommission auf markbezogene Abhilfemaßnahmen, wobei die Kommission letztendlich auf der Grundlage sachverständiger Beratung durch das Beratungsgremium eine (rechtlich bindende) Entscheidung erlässt und nicht nur eine Stellungnahme abgibt. Ferner sollten die nationalen Regulierungsbehörden verpflichtet werden, diesen Empfehlungen zu folgen oder öffentlich zu erläutern, warum sie von den Empfehlungen abweichen (Artikel 7 der Rahmenrichtlinie)."

____________________

zu TOP 3 Buchstaben a, b und c

ERKLÄRUNG DER KOMMISSION

"Die Kommission nimmt Kenntnis von den vom Rat vereinbarten Texten zur Änderung der Kommissionsvorschläge zur Überprüfung des Rechtsrahmens der EU für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (die Vorschläge für eine Richtlinie "Bessere Rechtsetzung", eine Richtlinie "Rechte der Bürger" und eine Verordnung zur Errichtung einer Europäischen Behörde für die Märkte der elektronischen Kommunikation).

Die Kommission stellt insbesondere fest, dass der Standpunkt des Rates erheblich von den Stand​punkten der Kommission und des Europäischen Parlaments abweicht, vor allem hinsichtlich der Binnenmarktmechanismen, insbesondere in Bezug auf die Gewährleistung einheitlicher regulato​ri​scher Abhilfemaßnahmen, die zusätzliche Abhilfemaßnahme der Trennung der Funktionsbereiche, die Funkfrequenzpolitik und die Einrichtung einer Regulierungsstelle. Was die Regulierungsstelle anbelangt, so befürchtet die Kommission insbesondere, dass der Standpunkt des Rates institutio​nelle Fragen aufwirft, die ein erhebliches Hindernis für eine zufriedenstellende Lösung darstellen.

Die Kommission stellt ferner fest, dass der Standpunkt des Rates in einigen weiteren Punkten, die die beiden Richtlinienvorschläge zur Änderung des Rechtsrahmens betreffen, von den Standpunk​ten der Kommission und des Europäischen Parlaments abweicht. Allerdings ist die Kom​mission der Auffassung, dass die Abweichungen in Bezug auf den Vorschlag für die Richtlinie "Rechte der Bürger" weniger gravierend sind als in Bezug auf den Vorschlag für die Richtlinie "Bessere Recht​setzung" und den Vorschlag für die Verordnung zur Einrichtung einer Regulierungs​stelle.

In diesem Zusammenhang möchte die Kommission ihren in den geänderten Vorschlägen KOM (2008) 720, 723 und 724 dargelegten Standpunkt bekräftigen, der einen erheblichen Schritt hin zu einem kongruenten Standpunkt der drei Organe bedeutet."

zu TOP 3 Buchstaben a, b und c

ERKLÄRUNG DER NIEDERLANDE

"Den Niederlanden bereitet die zentrale Rolle der Europäischen Kommission bei der Regulierung der Telekommunikationsmärkte große Schwierigkeiten. Die nationalen Regulierungsbehörden soll​ten über mehr Spielraum verfügen, um den spezifischen Marktgegebenheiten Rechnung zu tragen, und sie sollten dabei nicht von der Kommission überstimmt werden können.

Die Niederlande ziehen weiterhin ein Regelungsausschussverfahren für die Aufstellung der Liste der einschlägigen Märkte vor (Artikel 15 der Rahmenrichtlinie).

Die Niederlande legen auch großen Wert auf eine gute Zusammenarbeit mit den anderen Mitglied​staaten und erkennen an, wie wichtig eine politische Einigung ist. Angesichts all dieser Erwägungen enthalten sich die Niederlande der Stimme."
________________________
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